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Persönlichkeitsschutz von Verstorbenen, Medienauskünfte und Einwilligung durch Erben
Sachverhalt

Ein 29-jähriger steht während 8 Jahren unter Vormundschaft gemäss Art. 372 ZGB. Die Massnahme wird auf sein Gesuch hin am 1. Dezember 2008 aufgehoben.

Er wohnt nicht mehr in der Gemeinde, sondern in einer Stadt im Kt. Thurgau in einer eigenen Wohnung. Rund 7 Monate später stirbt der Mann an einer Methadonvergiftung. Der Vater (und Erbe) dieses Mannes will nun strafrechtlich gegen die VB vorgehen, die die Massnahme aufgehoben hat und hat in diesem Rahmen die VB und die Amtsvormundschaft gegenüber einer regionalen Zeitung vom Amtsgeheimnis befreit. 

Fragen 

Kann der über die Persönlichkeitsdaten seines Sohnes so verfügen?

Erwägungen
1. Eltern, Verwandte, Freunde sind in Bezug auf das Vormundschaftsgeheimnis wie Dritte zu behandeln (A. Elsener, Das Vormundschaftsgeheimnis, Diss. 1993, S. 191 ff.; 299 ff.). Das heisst auch, dass sie im Grundsatz weder ein Auskunftsrecht noch ein Akteineinsichtsrecht haben. Deshalb haben Erben auch nicht automatisch Akteineinsichtsrecht in die vormundschaftlichen Akten des/-r Verstorbenen (siehe ausführlich: A. Elsener, S. 301 ff.). 
2. Persönlichkeitsrechte sind nicht übertragbar und stehen ausschliesslich dem/-r jeweiligen Träger/-in zu. Sie gehen – im Unterschied zu vermögensrechtlichen Ansprüchen (z.B. gemäss Art. 426 ff.  ZGB) – nicht auf Erben über und erlöschen in Ableitung von Art. 31 Abs. 1 ZGB mit dem Tod ihres/-r Trägers/-in. (A. Bucher, Natürliche Personen und Persönlichkeitsschutz, 4. Aufl. 2009, Rz. 483 ff.). Damit kann auch niemand mehr für die verstorbene Person rechtmässig einwilligen (A. Elsener, S. 299 f.). Die Erben können höchstens aus den eigenen Persönlichkeitsrechten, Ansprüche geltend machen, so wenn die Verletzung von Persönlichkeitsrechten des Verstorbenen zugleich eine Persönlichkeitsverletzung der Erben bedeutet (H. Hausheer/R. Aebi-Müller, Das Personenrecht des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, 2. Aufl. 2009, Rz. 10.25 ff.). 
3. In Bezug auf Medienauskünfte besteht weder ein Recht noch eine Pflicht der vormundschaftlichen Organe, Auskünfte zu erteilen. Die Fallschilderung, bei welcher Rückschlüsse auf betroffene Personen möglich sind, verletzt klar die Schweigepflicht. Hier kann nur ausnahmsweise ein überwiegendes Interesse des Klienten, Dritter oder der Öffentlichkeit gerechtfertigt sein, wenn z.B. die öffentliche Kritik eine solche Dimension annimmt, dass von der Behörde eine Stellungnahme zur Erhaltung der Glaubwürdigkeit und des Vertrauens erwartet werden muss (A. Elsener, S. 330 ff.; D. Rosch, Schweigen und Sprechen im System, 2005, S. 136). Dabei ist vor dem Gang an die Öffentlichkeit von der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde  gemäss Art. 320 Ziff. 2 StGB eine entsprechende schriftliche Einwilligung einzuholen. 
Fazit:
Der Vater/Erbe ist grundsätzlich wie jeder Dritte zu behandeln. Er kann nicht über die Persönlichkeitsrechte seines Sohnes verfügen, da diese mit dem Tode des Sohnes untergegangen sind. Damit hat er auch keine Möglichkeiten, in allfällige Auskünfte der Behörde (gegenüber ihm/Dritten) im Sinne einer Einladung zur öffentlichen Debatte über die vormundschaftliche Mandatsführung einzuwilligen. In Bezug auf die Medienauskünfte besteht seitens der Behörde in Ausnahmefällen die Möglichkeit, auf unsachliche, unhaltbare Darstellungen zu reagieren, sofern keine milderen Massnahmen als geeignet erscheinen und die Kritik die Glaubwürdigkeit und das Vertrauen in die Behörde massiv und nachhaltig gefährdet. Nur die vorgesetzte Behörde kann dann rechtmässig vom Amtsgeheimnis entbinden.
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